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Öffentliche Bekanntmachungen

Bekanntgabe über die Sitzung 
des Kreistages am Mittwoch, dem 
01.07.2026 um 17:00 Uhr  
Stadtkulturhaus Borna, Sachsenallee 47,  
04552 Borna
Tagesordnung:

TOP Betreff
1. Beginn der Sitzung (Formelle Eröffnung)
1.1 Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung, der Anwesenheit 

mit Bekanntgabe vorliegender Entschuldigungen und der Be-
schlussfähigkeit

1.2 Bestätigung der Tagesordnung
1.3 Festlegung der Kreisräte, die die Niederschrift mit unterzeich-

nen
2. Öffentliche Beratung
2.1 Niederschrift über die Sitzung vom 06.05.2026
2.2 Einwohnerfragestunde
2.3 Mitteilungen des Landrates
2.3.1 Bekanntgabe der beratenden Mitglieder des Jugendhilfeaus-

schusses des Landkreises Leipzig
2.3.2 Strukturelle Änderung im Geschäftskreis des 1. Beigeordneten
2.3.3 Projekt Haushaltsstrukturkonzept
2.3.4 Einschätzung des voraussichtlichen Haushaltsvollzugs (V-Ist) 

des Landkreises Leipzig zum 31.03.2026
2.3.5 Information über die aus dem Haushaltsjahr 2025 in das Fol-

gejahr übertragenen Haushaltsermächtigungen, Information zur 
beabsichtigten Veränderung bei der Übertragung von Haushalts-
ermächtigungen 2026 in das Folgejahr

2.3.6 Bericht zum Fach- und Fallcontrolling des Jugendamtes zum 
Stand 31.03.2026

2.3.7 Erstellung eines strukturierten Prozessleitfadens mit verbind-
lichen internen Bearbeitungsfristen für Bauanträge, Bauvoran-
fragen und denkmalschutzrechtliche Genehmigungen basierend 
auf der sächsischen Bauordnung - Zwischenbericht

2.3.8 Haushaltsplan 2026 - Teil 2Wirtschaftspläne und Jahresab-
schlüsse der Unternehmen

2.4 Widerruf der Wahl und Neuwahl eines Mitglieds sowie eines 
stellvertretenden Mitglieds in den Jugendhilfeausschuss des 
Landkreises Leipzig

2.5 Ernennung von Herrn Christian Kaupke als Leiter des Sozialam-
tes mit Wirkung vom 01.01.2027

2.6 Bereitstellung überplanmäßiger Mittel für das Haushaltsjahr 
2026 zur Begleichung der Sozialumlage des Kommunalen So-
zialverbandes Sachsen (KSV)

2.7 Antrag der Fraktion AfD: Moratorium sämtlicher Windkraftvor-
haben im Landkreis Leipzig - Regionaler Planungsverband

2.8 Antrag der Fraktion AfD: Moratorium sämtlicher Windkraftvor-
haben im Landkreis Leipzig - Staatsregierung

2.9 Antrag der Fraktion AfD: Obergrenze des Betriebskostenzu-
schusses Verkehrsunternehmen

2.10 Antrag der Fraktion AfD: Obergrenze der Beitragszahlung an 
den Kulturraum Leipziger Raum

2.11 Anfragen der Kreisräte
3. Ende der Sitzung

Vorgenannte Beratung ist öffentlich!

Henry Graichen, Landrat

Bekanntmachung von Beschlüssen des 
Kreistages des Landkreises Leipzig und 
seiner beschließenden Ausschüsse  
gemäß § 3 Absatz 4 und 6 der  
Landkreisordnung für den Freistaat  
Sachsen
Hinweis:	
-	 Die mit (*) bezeichneten Beschlüsse beziehen sich auf Anlagen, 

die nicht Bestandteil dieser Bekanntmachung sind.
-	 Die mit (**) bezeichneten Beschlüsse beziehen sich auf Sat-

zungen oder Wirtschaftspläne, Jahresabschlüsse oder sonstige 
Rechtsvorschriften, die gegebenenfalls nochmals separat ent-
sprechend der gesetzlichen Vorschriften bekannt gemacht und/
oder öffentlich ausgelegt werden.

I. Bekanntmachung der vom Ausschuss für Soziale Infrastruktur 
in seiner Sitzung am 03.06.2026 gefassten Beschlüsse
Beschluss 2026/039 Vergabe von Fördermitteln gemäß „Richtlinie zur 
Förderung kultureller Aktivitäten im Landkreis Leipzig“ im Haus-
haltsjahr 2026: Ausreichung der Fördermittel entsprechend Anlage (*)
Der Ausschuss für Soziale Infrastruktur stimmt der Vergabe von För-
dermitteln gemäß „Richtlinie zur Förderung kultureller Aktivitäten im 
Landkreis Leipzig“ im Haushaltsjahr 2026 entsprechend der beigefüg-
ten Anlage zu.

II. Bekanntmachung der vom Ausschuss für Wirtschaft, Kreisent-
wicklung und Umweltschutz in seiner Sitzung am 08.06.2026 ge-
fassten Beschlüsse
Beschluss 2026/043 Stellungnahme des Landkreises Leipzig zur 
Teilfortschreibung Regionalplan Leipzig-Westsachsen, Erneuerba-
re Energien in der Fassung vom 05.03.2026 (*)
Der Ausschuss beschließt die in der Anlage beigefügte Stellungnahme 
des Landratsamtes Landkreis Leipzig gegenüber dem Regionalen Pla-
nungsverband Leipzig-Westsachsen abzugeben.

III. Bekanntmachung der vom Kreisausschuss in seiner Sitzung am 
10.06.2026 gefassten Beschlüsse
Beschluss 2026/038 Annahme von Spenden
Der Kreisausschuss beschließt die Annahme von Spenden der West-
sächsischen Entsorgungs- und Verwertungsgesellschaft mbH, Großpös-
na im Haushaltjahr 2026 in Höhe von 1.190,00 EUR zur Förderung der 
Unfallverhütung im Landkreis Leipzig.
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Beschluss 2026/040 Annahme von Spenden
Der Kreisausschuss beschließt die Annahme von Spendenerträgen der 
Leipziger Volksbank eG zur Förderung der Erziehungs- und Berufsbil-
dung in Höhe von 1.500,00 EUR im Landkreis Leipzig.

IV. Bekanntmachung der vom Jugendhilfeausschuss in seiner Sit-
zung am 09.06.2026 gefassten Beschlüsse
Beschluss 2026/042 Widerruf der Wahl und Neuwahl eines stellver-
tretenden Mitglieds in den Unterausschuss Jugendhilfeplanung des 
Landkreises Leipzig
Der Jugendhilfeausschuss
1.	 widerruft die Wahl von Frau Kerstin Krabbes als stellvertretendes 

Mitglied aus den Reihen der freien Träger in den Unterausschuss 
Jugendhilfeplanung und

2.	 wählt Herrn Christian Hesse als Vertreter aus den Reihen der freien 
Träger als persönlicher Stellvertreter von Herrn Christian Kamprad 
in den Unterausschuss Jugendhilfeplanung.

V. Bekanntmachungsanordnung
für die vorstehend bekanntgemachten Beschlüsse des Kreistages des 
Landkreises Leipzig und seiner Ausschüsse:

Der
-	 Ausschuss für Soziale Infrastruktur hat in seiner Sitzung am 

03.06.2026,
-	 Ausschuss für Wirtschaft, Kreisentwicklung und Umweltschutz in 

seiner Sitzung am 08.06.2026,
-	 Jugendhilfeausschuss in seiner Sitzung am 09.06.2026,
-	 Kreisausschuss hat in seiner Sitzung am 10.06.2026,
die unter der Ziffer I. bis IV. genannten Beschlüsse gefasst. Diese Be-
schlüsse werden hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass Satzungen und Beschlüsse, die unter 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften zustande gekommen 
sind, ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung als von Anfang an gültig 
zustande gekommen gelten. Dies gilt gemäß § 3 Absatz 5 Satz 2 und 
Absatz 6 der Landkreisordnung für den Freistaat Sachsen (SächsLKrO) 
nicht, wenn
1.	 die Ausfertigung der Satzung oder des Beschlusses nicht oder feh-

lerhaft erfolgt ist;
2.	 Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmi-

gung oder die Bekanntmachung der Satzung oder des Beschlusses 
verletzt worden sind;

3.	 der Landrat dem Beschluss nach § 48 Abs. 2 SächsLKrO wegen 
Gesetzwidrigkeit widersprochen hat,

4.	 vor Ablauf der vorstehend genannten Frist
	 a)	� die Rechtsaufsichtsbehörde einen Beschluss beanstandet hat 

oder
	 b)	� die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüber 

dem Landkreis unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Ver-
letzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.

Ist eine Verletzung nach § 3 Absatz 5 Satz 2 Nr. 3 oder 4 SächsLKrO gel-
tend gemacht worden, so kann auch nach Ablauf der in § 3 Abs. 5 Satz 1 
SächsLKrO genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.

Borna, 12.06.2026

gez. Henry Graichen, Landrat

Öffentliche Bekanntmachung  
einer Baugenehmigung in Altenbach
Mit Bescheid vom 03.06.2026 (Az: 2025-1200) wurde für das Bauvor-
haben „Errichtung einer Funkübertragungsstation mit einem Stahlgit-
termast, Höhe von ca. 30 m“ auf dem Grundstück in 04828 Bennewitz, 
Flurstück(e) 199, der Gemarkung Altenbach, eine Baugenehmigung im 
Verfahren gemäß § § 64 SächsBO (Sächsischen Bauordnung) erteilt.
Die Baugenehmigung wird hiermit nach § 70 Abs. 3 SächsBO durch

öffentliche Bekanntmachung

den betroffenen Eigentümern (im Sinne § 70 Abs. 3 SächsBO) von 
Nachbargrundstücken, hier Flurstücke 197/2,198,253/1,207,200/1 der 
Gemarkung Altenbach und Flurstücke Nr.:208, 124/9 der Gemarkung 
Zeititz, zugestellt. Das Bauvorhaben entspricht den öffentlich-rechtli-
chen Vorschriften, die im bauaufsichtlichen Verfahren zu prüfen sind. 
Nachbarrechtlich geschützte Belange werden nicht beeinträchtigt. 
Insbesondere wurden keine nachbarrechtlich geschützten Befreiungen 
oder Abweichungen erteilt.

Für diese Zustellung gilt folgende

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Be-
kanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schrift-
lich oder zur Niederschrift beim Landratsamt Landkreis Leipzig, 
Stauffenbergstraße 4, 04552 Borna, oder in elektronischer Form nach 
§ 3a Absatz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes, schriftformersetzend 
nach § 3a Absatz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes und § 9a Absatz 
5 des Onlinezugangsgesetzes zu erheben.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung
Die Möglichkeit zur Übermittlung einer elektronisch, signierten Erklä-
rung mit der Versandart nach § 5 Abs. 5 des De-Mail-Gesetzes (gemäß 
§ 3a Abs. 3 Nr. 2d VwVfG) besteht nicht.
Eine Erhebung des Widerspruchs durch eine einfache E-Mail ist nicht 
möglich, die erforderliche Form des Widerspruchs ist damit nicht ge-
wahrt.

Hinweise:
Die Zustellung gilt mit dem Tag der Herausgabe des Amtsblattes als 
bewirkt. Von da an beginnt die Rechtsbehelfsfrist zu laufen.
Der Baugenehmigungsbescheid und die dazugehörenden Pläne können 
im Landratsamt Landkreis Leipzig, Bauaufsichtsamt, Dienstgebäude 
Grimma, Heinrich-Zille-Straße 5, Haus 4, innerhalb eines Monats nach 
dieser Bekanntmachung eingesehen werden. Die Einsichtnahme ist zu 
folgenden Zeiten im Raum Nr. 219 möglich:
- Dienstag von 08:30 - 12:00 Uhr und 13:30 - 18:00 Uhr
- Donnerstag von 08:30 - 12:00 Uhr und 13:30 - 16:00 Uhr
- Freitag von 08:30 - 12:00 Uhr
Betroffene Eigentümer von Nachbargrundstücken können mit Nach-
weis ihrer Eigentümerschaft eine schriftliche Ausfertigung des Be-
scheides innerhalb der Rechtsbehelfsfrist abfordern. Sofern eine 
Einsichtnahme beabsichtigt wird, ist eine Terminabstimmung unter 
Tel.-Nr. 03437/984-1604 erforderlich.

Gräbner, Amtsleiterin

Öffentliche Bekanntmachung  
einer Baugenehmigung in Böhlen
Mit Bescheid vom 18.05.2026 (Az: 2025-1425) wurde für das Bau-
vorhaben „Neubau einer Doppelhaushälfte mit Stellplätzen - DHH2“ 
auf dem Grundstück in 04564 Böhlen, Flurstück(e) 26/3, der Gemar-
kung Probstdeuben, eine Baugenehmigung im Verfahren gemäß § 63  
SächsBO (Sächsischen Bauordnung) erteilt.

Die Baugenehmigung wird hiermit nach § 70 Abs. 3 SächsBO durch

öffentliche Bekanntmachung

den betroffenen Eigentümern (im Sinne § 70 Abs. 3 SächsBO) von 
Nachbargrundstücken, hier Flurstücke 21; 26/4; 26/5; 64/2; 65/16 der 
Gemarkung Probstdeuben, zugestellt. Das Bauvorhaben entspricht den 
öffentlich-rechtlichen Vorschriften, die im bauaufsichtlichen Verfahren 
zu prüfen sind. Nachbarrechtlich geschützte Belange werden nicht be-
einträchtigt. Insbesondere wurden keine nachbarrechtlich geschützten 
Befreiungen oder Abweichungen erteilt.
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Für diese Zustellung gilt folgende

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Be-
kanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schrift-
lich oder zur Niederschrift beim Landratsamt Landkreis Leipzig, 
Stauffenbergstraße 4, 04552 Borna, oder in elektronischer Form nach 
§ 3a Absatz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes, schriftformersetzend 
nach § 3a Absatz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes und § 9a Absatz 
5 des Onlinezugangsgesetzes zu erheben.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung
Die Möglichkeit zur Übermittlung einer elektronisch, signierten Erklä-
rung mit der Versandart nach § 5 Abs. 5 des De-Mail-Gesetzes (gemäß 
§ 3a Abs. 3 Nr. 2d VwVfG) besteht nicht.
Eine Erhebung des Widerspruchs durch eine einfache E-Mail ist nicht 
möglich, die erforderliche Form des Widerspruchs ist damit nicht ge-
wahrt.

Hinweise:
Die Zustellung gilt mit dem Tag der Herausgabe des Amtsblattes als 
bewirkt. Von da an beginnt die Rechtsbehelfsfrist zu laufen.
Der Baugenehmigungsbescheid und die dazugehörenden Pläne können 
im Landratsamt Landkreis Leipzig, Bauaufsichtsamt, Dienstgebäude 
Grimma, Heinrich-Zille-Straße 5, Haus 4, innerhalb eines Monats nach 
dieser Bekanntmachung eingesehen werden. Die Einsichtnahme ist zu 
folgenden Zeiten im Raum Nr. 212 möglich:
- Dienstag von 08:30 - 12:00 Uhr und 13:30 - 18:00 Uhr
- Donnerstag von 08:30 - 12:00 Uhr und 13:30 - 16:00 Uhr
- Freitag von 08:30 - 12:00 Uhr
Betroffene Eigentümer von Nachbargrundstücken können mit Nach-
weis ihrer Eigentümerschaft eine schriftliche Ausfertigung des Be-
scheides innerhalb der Rechtsbehelfsfrist abfordern. Sofern eine 
Einsichtnahme beabsichtigt wird, ist eine Terminabstimmung unter 
Tel.-Nr. 03437/984-1634 erforderlich.

Gräbner, Amtsleiterin

Öffentliche Bekanntmachung  
einer Baugenehmigung in Böhlen
Mit Bescheid vom 18.05.2026 (Az: 2025-1434) wurde für das Bauvor-
haben „Neubau einer Doppelhaushälfte mit Stellplätzen - DHH 1“ auf 
dem Grundstück in 04564 Böhlen, Flurstück(e) 26/3, der Gemarkung 
Probstdeuben, eine Baugenehmigung im Verfahren gemäß § 63 Sächs-
BO (Sächsischen Bauordnung) erteilt.

Die Baugenehmigung wird hiermit nach § 70 Abs. 3 SächsBO durch

öffentliche Bekanntmachung

den betroffenen Eigentümern (im Sinne § 70 Abs. 3 SächsBO) von 
Nachbargrundstücken, hier Flurstücke 21; 26/4; 26/5; 64/2; 65/16 der 
Gemarkung Probstdeuben, zugestellt. Das Bauvorhaben entspricht den 
öffentlich-rechtlichen Vorschriften, die im bauaufsichtlichen Verfahren 
zu prüfen sind. Nachbarrechtlich geschützte Belange werden nicht be-
einträchtigt. Insbesondere wurden keine nachbarrechtlich geschützten 
Befreiungen oder Abweichungen erteilt.

Für diese Zustellung gilt folgende

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Be-
kanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schrift-
lich oder zur Niederschrift beim Landratsamt Landkreis Leipzig, 
Stauffenbergstraße 4, 04552 Borna, oder in elektronischer Form nach 
§ 3a Absatz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes, schriftformerset-
zend nach § 3a Absatz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes und § 9a  
Absatz 5 des Onlinezugangsgesetzes zu erheben.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung
Die Möglichkeit zur Übermittlung einer elektronisch, signierten Erklä-
rung mit der Versandart nach § 5 Abs. 5 des De-Mail-Gesetzes (gemäß 
§ 3a Abs. 3 Nr. 2d VwVfG) besteht nicht.
Eine Erhebung des Widerspruchs durch eine einfache E-Mail ist nicht 
möglich, die erforderliche Form des Widerspruchs ist damit nicht ge-
wahrt.

Hinweise:
Die Zustellung gilt mit dem Tag der Herausgabe des Amtsblattes als 
bewirkt. Von da an beginnt die Rechtsbehelfsfrist zu laufen.
Der Baugenehmigungsbescheid und die dazugehörenden Pläne können 
im Landratsamt Landkreis Leipzig, Bauaufsichtsamt, Dienstgebäude 
Grimma, Heinrich-Zille-Straße 5, Haus 4, innerhalb eines Monats nach 
dieser Bekanntmachung eingesehen werden. Die Einsichtnahme ist zu 
folgenden Zeiten im Raum Nr. 212 möglich:
- Dienstag von 08:30 - 12:00 Uhr und 13:30 - 18:00 Uhr
- Donnerstag von 08:30 - 12:00 Uhr und 13:30 - 16:00 Uhr
- Freitag von 08:30 - 12:00 Uhr
Betroffene Eigentümer von Nachbargrundstücken können mit Nach-
weis ihrer Eigentümerschaft eine schriftliche Ausfertigung des Be-
scheides innerhalb der Rechtsbehelfsfrist abfordern. Sofern eine 
Einsichtnahme beabsichtigt wird, ist eine Terminabstimmung unter 
Tel.-Nr. 03437/984-1634 erforderlich.

Gräbner, Amtsleiterin

Öffentliche Bekanntmachung  
einer Baugenehmigung in Böhlen
Mit Bescheid vom 27.03.2026 (Az: 2025-1230) wurde für das Bauvor-
haben „Neubau Nahversorgungszentrum „Röthaer Straße 51““ auf dem 
Grundstück in 04564 Böhlen, Flurstück(e) 125/7, 125/8, 125/9, 125/10, 
125/11, 130/8, 130/9 der Gemarkung Böhlen, eine Baugenehmigung 
im Verfahren gemäß § 63 SächsBO (Sächsischen Bauordnung) erteilt.

Die Baugenehmigung wird hiermit nach § 70 Abs. 3 SächsBO durch

öffentliche Bekanntmachung

den betroffenen Eigentümern (im Sinne § 70 Abs. 3 SächsBO) von 
Nachbargrundstücken, hier Flurstücke 125/7, 125/8, 125/9, 125/10, 
125/11, 130/8, 130/9 der Gemarkung Böhlen, zugestellt. 
Das Bauvorhaben entspricht den öffentlich-rechtlichen Vorschriften, 
die im bauaufsichtlichen Verfahren zu prüfen sind. Nachbarrechtlich 
geschützte Belange werden nicht beeinträchtigt. Insbesondere wurden 
keine nachbarrechtlich geschützten Befreiungen oder Abweichungen 
erteilt.

Für diese Zustellung gilt folgende

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Be-
kanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schrift-
lich oder zur Niederschrift beim Landratsamt Landkreis Leipzig, 
Stauffenbergstraße 4, 04552 Borna, oder in elektronischer Form nach 
§ 3a Absatz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes, schriftformersetzend 
nach § 3a Absatz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes und § 9a Absatz 
5 des Onlinezugangsgesetzes zu erheben.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung
Die Möglichkeit zur Übermittlung einer elektronisch, signierten Erklä-
rung mit der Versandart nach § 5 Abs. 5 des De-Mail-Gesetzes (gemäß 
§ 3a Abs. 3 Nr. 2d VwVfG) besteht nicht.
Eine Erhebung des Widerspruchs durch eine einfache E-Mail ist nicht 
möglich, die erforderliche Form des Widerspruchs ist damit nicht gewahrt.

Hinweise:
Die Zustellung gilt mit dem Tag der Herausgabe des Amtsblattes als 
bewirkt. Von da an beginnt die Rechtsbehelfsfrist zu laufen.
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Tel.-Nr. 03433/241-1634 erforderlich.

Gräbner, Amtsleiterin

Öffentliche Bekanntmachung einer  
Baugenehmigung in Neukieritzsch
Mit Bescheid vom 03.06.2026 (Az: 2025-1143) wurde für das Bau-
vorhaben „Ersatzneubau Oberschule mit Zweifeld-Sporthalle“ auf dem 
Grundstück in 04575 Neukieritzsch, Flurstück(e) 140/76, der Gemar-
kung Deutzen, eine Baugenehmigung im Verfahren gemäß § 64 Sächs-
BO (Sächsischen Bauordnung) erteilt.

Die Baugenehmigung wird hiermit nach § 70 Abs. 3 SächsBO durch

öffentliche Bekanntmachung

den betroffenen Eigentümern (im Sinne § 70 Abs. 3 SächsBO) von 
Nachbargrundstücken, hier Flurstücke Fl.-Nr.: 701f; 701c; 702/13; 
753; 124/13;140/74; 140/75; 140/47; 140/48; 140/53; 140/54; 140/50; 
170r; 148/3; 148/4; 148/2; 148/2; 148/1; 148q der Gemarkung Deutzen 
und Flurstücke Fl.-Nr.: 269; 47/25 der Gemarkung Röthigen, zugestellt. 
Das Bauvorhaben entspricht den öffentlich-rechtlichen Vorschriften, 
die im bauaufsichtlichen Verfahren zu prüfen sind. Nachbarrechtlich 
geschützte Belange werden nicht beeinträchtigt. Insbesondere wurden 
keine nachbarrechtlich geschützten Befreiungen oder Abweichungen 
erteilt.

Für diese Zustellung gilt folgende

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Be-
kanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schrift-
lich oder zur Niederschrift beim Landratsamt Landkreis Leipzig, 
Stauffenbergstraße 4, 04552 Borna, oder in elektronischer Form nach 
§ 3a Absatz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes, schriftformerset-
zend nach § 3a Absatz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes und § 9a  
Absatz 5 des Onlinezugangsgesetzes zu erheben.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung
Die Möglichkeit zur Übermittlung einer elektronisch, signierten Erklä-
rung mit der Versandart nach § 5 Abs. 5 des De-Mail-Gesetzes (gemäß 
§ 3a Abs. 3 Nr. 2d VwVfG) besteht nicht.
Eine Erhebung des Widerspruchs durch eine einfache E-Mail ist nicht 
möglich, die erforderliche Form des Widerspruchs ist damit nicht ge-
wahrt.

Hinweise:
Die Zustellung gilt mit dem Tag der Herausgabe des Amtsblattes als 
bewirkt. Von da an beginnt die Rechtsbehelfsfrist zu laufen.
Der Baugenehmigungsbescheid und die dazugehörenden Pläne können 
im Landratsamt Landkreis Leipzig, Bauaufsichtsamt, Dienstgebäude 
Grimma, Heinrich-Zille-Straße 5, Haus 4, innerhalb eines Monats nach 
dieser Bekanntmachung eingesehen werden. Die Einsichtnahme ist zu 
folgenden Zeiten im Raum Nr. 311 möglich:
- Dienstag von 08:30 - 12:00 Uhr und 13:30 - 18:00 Uhr
- Donnerstag von 08:30 - 12:00 Uhr und 13:30 - 16:00 Uhr
- Freitag von 08:30 - 12:00 Uhr
Betroffene Eigentümer von Nachbargrundstücken können mit Nachweis 
ihrer Eigentümerschaft eine schriftliche Ausfertigung des Bescheides 
innerhalb der Rechtsbehelfsfrist abfordern. Sofern eine Einsichtnah-
me beabsichtigt wird, ist eine Terminabstimmung unter Tel.-Nr. 03437 
984-1612 erforderlich.

Gräbner, Amtsleiterin

Der Baugenehmigungsbescheid und die dazugehörenden Pläne können 
im Landratsamt Landkreis Leipzig, Bauaufsichtsamt, Dienstgebäude 
Grimma, Heinrich-Zille-Straße 5, Haus 4, innerhalb eines Monats nach 
dieser Bekanntmachung eingesehen werden. Die Einsichtnahme ist zu 
folgenden Zeiten im Raum Nr. 212 möglich:
- Dienstag von 08:30 - 12:00 Uhr und 13:30 - 18:00 Uhr
- Donnerstag von 08:30 - 12:00 Uhr und 13:30 - 16:00 Uhr
- Freitag von 08:30 - 12:00 Uhr
Betroffene Eigentümer von Nachbargrundstücken können mit Nach-
weis ihrer Eigentümerschaft eine schriftliche Ausfertigung des Be-
scheides innerhalb der Rechtsbehelfsfrist abfordern. Sofern eine 
Einsichtnahme beabsichtigt wird, ist eine Terminabstimmung unter 
Tel.-Nr. 03437/984-1634 erforderlich.

Gräbner, Amtsleiterin

Öffentliche Bekanntmachung einer  
Baugenehmigung in Markkleeberg
Mit Bescheid vom 05.06.2026 (Az: 630/2026-2015) wurde für das Bau-
vorhaben „Umbau 3.OG und DG, Zusammenlegung WE8/10“ auf dem 
Grundstück in Markkleeberg, 78, Gemarkung Gautzsch, Flurstück(e) 
459, eine Baugenehmigung im Verfahren gemäß Baugenehmigung ver-
einfacht § 63 (E-Akte) SächsBO (Sächsischen Bauordnung) erteilt.

Die Baugenehmigung wird hiermit nach § 70 Abs. 3 SächsBO durch

öffentliche Bekanntmachung

den betroffenen Eigentümern (im Sinne § 70 Abs. 3 SächsBO) von 
Nachbargrundstücken, hier Flurstücke 231/l; 231/d der Gemarkung 
Gautzsch, zugestellt. Das Bauvorhaben entspricht den öffentlich-
rechtlichen Vorschriften, die im bauaufsichtlichen Verfahren zu prüfen 
sind. Nachbarrechtlich geschützte Belange werden nicht beeinträchtigt. 
Insbesondere wurden keine nachbarrechtlich geschützten Befreiungen 
oder Abweichungen erteilt.

Für diese Zustellung gilt folgende

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Be-
kanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schrift-
lich oder zur Niederschrift beim Landratsamt Landkreis Leipzig, 
Stauffenbergstraße 4, 04552 Borna, oder in elektronischer Form nach 
§ 3a Absatz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes, schriftformersetzend 
nach § 3a Absatz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes und § 9a Absatz 
5 des Onlinezugangsgesetzes zu erheben.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung
Die Möglichkeit zur Übermittlung einer elektronisch, signierten Erklä-
rung mit der Versandart nach § 5 Abs. 5 des De-Mail-Gesetzes (gemäß 
§ 3a Abs. 3 Nr. 2d VwVfG) besteht nicht.
Eine Erhebung des Widerspruchs durch eine einfache E-Mail ist nicht 
möglich, die erforderliche Form des Widerspruchs ist damit nicht ge-
wahrt.

Hinweise:
Die Zustellung gilt mit dem Tag der Herausgabe des Amtsblattes als 
bewirkt. Von da an beginnt die Rechtsbehelfsfrist zu laufen.
Der Baugenehmigungsbescheid und die dazugehörenden Pläne können 
im Landratsamt Landkreis Leipzig, Bauaufsichtsamt, Dienstgebäude 
Grimma, Heinrich-Zille-Straße 5, Haus 4, innerhalb eines Monats nach 
dieser Bekanntmachung eingesehen werden. Die Einsichtnahme ist zu 
folgenden Zeiten im Raum Nr. 212 möglich:
- Dienstag von 08:30 - 12:00 Uhr und 13:30 - 18:00 Uhr
- Donnerstag von 08:30 - 12:00 Uhr und 13:30 - 16:00 Uhr
- Freitag von 08:30 - 12:00 Uhr
Betroffene Eigentümer von Nachbargrundstücken können mit Nach-
weis ihrer Eigentümerschaft eine schriftliche Ausfertigung des Be-
scheides innerhalb der Rechtsbehelfsfrist abfordern. Sofern eine 
Einsichtnahme beabsichtigt wird, ist eine Terminabstimmung unter 
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(BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 84) die immissionsschutzrechtli-
che Genehmigung zur Reduzierung der Tierplätze, Errichtung und Be-
trieb eines neuen Güllebehälters mit Folienabdeckung und Abfüllfläche 
sowie Rückbau von Dunglager, Jauchengrube und Kadaverlager am 
Standort der Milchviehanlage Nischwitz, Straße der Einheit 1, 04808 
Thallwitz, Gemarkung Nischwitz, Flurstück 270/5.

Das beantragte Vorhaben bedarf auf Grund der §§ 4 und 16 BImSchG 
i. V. m. § 1 der Vierten Verordnung zur Durchführung des BImSchG 
(Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2017 (BGBl. I  
S. 1440), geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 12. No-
vember 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 355) und den Ziffern 7.1.5/V 
(Tierhaltung) und 9.36/V (Güllelagerung) des Anhanges 1 zur 4. 
BImSchV einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung. Nach 
dem UVPG i. V. m. dem Gesetz über die Umweltverträglichkeits-
prüfung im Freistaat Sachsen (SächsUVPG) vom 25. Juni 2019 
(SächsGVBl. S. 525), geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom  
20. August 2019 (SächsGVBl. S. 762) ist für dieses Vorhaben entspre-
chend Nr. 7.5.2 Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG eine standortbezo-
gene Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 2 i. V. m. §§ 9 
Abs. 4 und 7 Abs. 2 UVPG i. V. m. Anlage 3 UVPG durchzuführen, um 
festzustellen, ob das beantragte Vorhaben erhebliche nachteilige Um-
weltauswirkungen haben kann, die nach § 25 UVPG zu berücksichtigen 
wären und in Folge dessen eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 
durchzuführen ist.

Die standortbezogene Vorprüfung wird als überschlägige Prüfung in 
zwei Stufen durchgeführt.
Die erste Stufe beinhaltet gemäß § 7 Abs. 2 Satz 3 UVPG die Prüfung, 
ob am unmittelbaren Standort des Vorhabens oder in dessen Umge-
bung Gebiete nach Nr. 2.3 (2.3.1 bis 2.3.11) der Anlage 3 des UVPG 
vorhanden sind, die von den Umweltauswirkungen des geplanten Vor-
habens direkt oder indirekt betroffen sein können. Liegen hierfür kei-
ne Anhaltspunkte vor, so besteht keine UVP- Pflicht, vgl. § 7 Abs. 2  
Satz 4 UVPG.

Die standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls hat bereits in der ers-
ten Stufe ergeben, dass erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 
nicht zu erwarten sind und daher eine Verpflichtung zur Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht besteht. Für das Nichtbeste-
hen der UVP-Pflicht werden unter Zugrundelegung der Kriterien der Anla-
gen 3 UVPG folgende Gründe als wesentlich angesehen:
Die relevanten Auswirkungen durch das geplante Vorhaben beschrän-
ken sich auf den Standort selbst und die Umgebung unmittelbar um die 
Anlage. Die Auswirkungen sind nicht schwer, nicht komplex und nicht 
grenzüberschreitend. Sie sind nach Art, Ausmaß und Dauer nicht geeig-
net, deutliche Schädigungen oder erhebliche Belästigungen hervorzu-
rufen, wenn die Bewirtschaftung der Anlage die mit dem Bundes- Im-
missionsschutzgesetz verbindlichen Belange des Immissionsschutzes 
berücksichtigt. Für die zu bewertenden Schutzgüter sind Schädigungen 
oder erhebliche Belästigungen im bestimmungsgemäßen Betrieb nicht 
erkennbar. Die zu erwartenden Beeinträchtigungen sind nicht so stark, 
dass sich erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen ableiten lassen.
Es sind damit nach den Kriterien des Anlage 3 zum UVPG bereits in der 
Stufe 1 der standortbezogenen Vorprüfung hinsichtlich der vorliegen-
den Antragsunterlagen keine erheblichen oder nachteiligen Umwelt-
auswirkungen erkennbar.
Betroffenheiten der Nummern 2.3.1 bis 2.3.3 sind nicht vorhanden.

Zum Punkt 2.3.4 war festzustellen, dass der Anlagenstandort im Rand-
bereich des Landschaftsschutzgebietes (LSG) „Mittlere Mulde“ (Teil 
LKL) liegt. Aus naturschutzfachlicher Sicht wird davon ausgegangen, 
dass die Reduzierung des Tierbestandes in der Anlage und die damit im 
Zusammenhang stehenden Baumaßnahmen zu einer Verbesserung der 
derzeitigen Situation führen dürfte, was die Beeinträchtigung des Um-
landes mit Stickstoffverbindungen angeht. Ausgesprochen stickstoff-
empfindliche Ökosysteme sind im Umfeld der Anlage und insbeson-
dere in der Hauptwindrichtung südöstlich der Anlage nicht vorhanden.
Betroffenheiten der Nummern 2.3.5 bis 2.3.7 sind nicht vorhanden.

Öffentliche Bekanntmachung einer  
Baugenehmigung in Markranstädt
Mit Bescheid vom 21.05.2026 (Az: 2025-0432) wurde für das Bau-
vorhaben „Errichtung Mehrfamilienhaus mit 23 Wohneinheiten und  
23 Stellplätzen“ auf dem Grundstück in 04420 Markranstädt, Flurstü-
cke 529r, 529s, 529t der Gemarkung Markranstädt, eine Baugenehmi-
gung im Verfahren gemäß § 63 SächsBO (Sächsischen Bauordnung) 
erteilt.

Die Baugenehmigung wird hiermit nach § 70 Abs. 3 SächsBO durch

öffentliche Bekanntmachung

den betroffenen Eigentümern (im Sinne § 70 Abs. 3 SächsBO) von 
Nachbargrundstücken, hier Flurstücke 529q, 529a, 529b, 529d, 529u 
der Gemarkung Markranstädt, zugestellt. Das Bauvorhaben entspricht 
den öffentlich-rechtlichen Vorschriften, die im bauaufsichtlichen Ver-
fahren zu prüfen sind. Nachbarrechtlich geschützte Belange werden 
nicht beeinträchtigt. Insbesondere wurden keine nachbarrechtlich ge-
schützten Befreiungen oder Abweichungen erteilt.

Für diese Zustellung gilt folgende

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Be-
kanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schrift-
lich oder zur Niederschrift beim Landratsamt Landkreis Leipzig, 
Stauffenbergstraße 4, 04552 Borna, oder in elektronischer Form nach 
§ 3a Absatz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes, schriftformersetzend 
nach § 3a Absatz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes und § 9a Absatz 
5 des Onlinezugangsgesetzes zu erheben.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung
Die Möglichkeit zur Übermittlung einer elektronisch, signierten Erklä-
rung mit der Versandart nach § 5 Abs. 5 des De-Mail-Gesetzes (gemäß 
§ 3a Abs. 3 Nr. 2d VwVfG) besteht nicht.
Eine Erhebung des Widerspruchs durch eine einfache E-Mail ist nicht 
möglich, die erforderliche Form des Widerspruchs ist damit nicht gewahrt.

Hinweise:
Die Zustellung gilt mit dem Tag der Herausgabe des Amtsblattes als 
bewirkt. Von da an beginnt die Rechtsbehelfsfrist zu laufen.
Der Baugenehmigungsbescheid und die dazugehörenden Pläne können 
im Landratsamt Landkreis Leipzig, Bauaufsichtsamt, Dienstgebäude 
Grimma, Heinrich-Zille-Straße 5, Haus 4, innerhalb eines Monats nach 
dieser Bekanntmachung eingesehen werden. Die Einsichtnahme ist zu 
folgenden Zeiten im Raum Nr. 210 möglich:
- Dienstag von 08:30 - 12:00 Uhr und 13:30 - 18:00 Uhr
- Donnerstag von 08:30 - 12:00 Uhr und 13:30 - 16:00 Uhr
- Freitag von 08:30 - 12:00 Uhr
Betroffene Eigentümer von Nachbargrundstücken können mit Nach-
weis ihrer Eigentümerschaft eine schriftliche Ausfertigung des Be-
scheides innerhalb der Rechtsbehelfsfrist abfordern. Sofern eine 
Einsichtnahme beabsichtigt wird, ist eine Terminabstimmung unter 
Tel.-Nr. 03437/984-1609 erforderlich.

Gräbner, Amtsleiterin

Bekanntmachung zur Entscheidung  
über die Durchführung einer  
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)
Az.: 10132/106.11/212/9/hue
Gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 
(BGBl. I S. 540), geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 23. Ok-
tober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) wird Folgendes bekannt gemacht:
Die Agrargenossenschaft e. G. Nischwitz beantragte beim Landratsamt 
Landkreis Leipzig nach § 16 des Bundes- Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
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rechtlichen Genehmigungsverfahrens anhand der eingereichten Unter-
lagen und unter Beteiligung der entsprechenden Fachbehörden durch.

Die standortbezogene Vorprüfung wird als überschlägige Prüfung in zwei 
Stufen durchgeführt. In der ersten Stufe prüft die zuständige Behörde, ob 
bei dem Neuvorhaben besondere örtliche Gegebenheiten gemäß den in 
Anlage 3 Nummer 2.3 aufgeführten Schutzkriterien vorliegen. Ergibt die 
Prüfung in der ersten Stufe, dass keine besonderen örtlichen Gegebenhei-
ten vorliegen, so besteht keine Pflicht zur Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVP). Ergibt die Prüfung in der ersten Stufe, 
dass besondere örtliche Gegebenheiten vorliegen, so prüft die Behörde in 
der zweiten Stufe unter Berücksichtigung der in Anlage 3 aufgeführten 
Kriterien, ob das Neuvorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswir-
kungen haben kann, die die besondere Empfindlichkeit oder die Schutz-
ziele des Gebietes betreffen und nach § 25 Abs. 2 bei der Zulassungs-
entscheidung zu berücksichtigen wären. Die UVP-Pflicht besteht, wenn 
das Neuvorhaben nach Einschätzung der zuständigen Behörde solche 
Umweltauswirkungen haben kann (§ 7 Abs. 2 UVPG).

Im vorliegenden Fall hat die standortbezogene Vorprüfung des Einzel-
falls ergeben, dass keine besonderen örtlichen Gegebenheiten gemäß 
den in Anlage 3 Nummer 2.3 aufgeführten Schutzkriterien vorliegen 
und daher eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung nicht besteht. Für das Nichtbestehen der UVP-Pflicht 
werden unter Zugrundelegung der Kriterien der Anlage 3 (Nummer 
2.3) UVPG folgende Gründe als wesentlich angesehen: Das beantragte 
Vorhaben auf dem Flurstück 179/24 der Gemarkung Böhlen befindet 
sich innerhalb des rechtskräftigen Bebauungsplans B-Pl. Nr. 1, „Indus-
trie- und Gewerbegebiet westlich der Stadt Böhlen“.
Keine der benannten Schutzkriterien gemäß Nr. 2.3 ff. der Anlage 3 des 
UVPG sind vorliegend betroffen, das heißt insbesondere keine Natura 
2000-Gebiete, keine Naturschutzgebiete, keine gesetzlich geschützten 
Biotope oder Wasserschutzgebiete werden beeinträchtigt bzw. berührt.
Zudem werden auch keine Denkmale oder Bodendenkmale durch das 
Vorhaben berührt.

Die Entscheidung des Landratsamtes Landkreis Leipzig zum Verzicht auf 
eine UVP wird hiermit gemäß § 5 Abs. 2 UVPG bekannt gegeben. Die 
Entscheidung ist gemäß § 5 Abs. 3 UVPG nicht selbständig anfechtbar.
Die entscheidungsrelevanten Unterlagen sind der Öffentlichkeit ge-
mäß den Bestimmungen des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes 
(SächsUIG) vom 1. Juni 2006 (SächsGVBl. S. 146), das zuletzt durch 
Artikel 2 Absatz 10 des Gesetzes vom 19. August 2022 (SächsGVBl. 
S. 486) geändert worden ist, im Landratsamt Landkreis Leipzig, Um-
weltamt, Sachgebiet Immissionsschutz, Karl-Marx-Straße 22, 04668 
Grimma, zugänglich.

Diese Bekanntmachung ist auch auf der Internetseite des Landratsamtes 
Landkreis Leipzig unter https://www.landkreisleipzig.de/landratsamt/
aktuelles/oeffentliche-bekanntmachungen unter Umweltamt einsehbar.

Grimma, 10.06.2026

Tina König, Amtsleiterin

Hinsichtlich der Nummer 2.3.8 war in der Prüfung festzustellen, dass 
sich der Anlagenstandort zwar in der Trinkwasserschutzzone IIIA der 
Wasserwerke Canitz/Thallwitz befindet. Dementsprechend ergeben 
sich Anforderungen nach § 49 der Verordnung über Anlagen zum Um-
gang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) vom 18. April 2017 
(BGBl. I S. 905), geändert durch Artikel 256 der Verordnung vom  
19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) bzw. nach Punkt 8.1 der Anlage 7 
AwSV. Bei Einhaltung der AwSV- Anforderungen liegen keine An-
haltspunkte vor, dass Betroffenheiten auf die Schutzgüter durch direkte 
oder indirekte Umweltauswirkungen auftreten können.

Betroffenheiten der Nummern 2.3.9 bis 2.3.10 sind nicht vorhanden.
Das Vorhaben beschränkt sich hinsichtlich der Prüfung der Nummer 
2.3.11 auf den vorhandenen Standort. Gemäß Recherche zur Denkmal-
liste in Sachsen sind auf dem Anlagenstandort keine in amtlichen Listen 
oder Karten verzeichnete Denkmäler, Denkmalensembles, Bodendenk-
mäler oder Gebiete von archäologischer Bedeutung ausgewiesen. In-
sofern liegen nach überschlägiger Prüfung keine besonderen örtlichen 
Gegebenheiten vor, so dass keine UVP-Pflicht besteht. Zusammenfas-
send kann eingeschätzt werden, dass das geplante Vorhaben nicht mit 
erheblichen Beeinträchtigungen der Schutzgüter nach § 2 Abs. 1 UVPG 
verbunden ist.

Die Entscheidung des Landratsamtes Landkreis Leipzig zum Verzicht 
auf eine Umweltverträglichkeitsprüfung wird hiermit gemäß § 5 Abs. 2 
UVPG bekannt gegeben. Die Entscheidung ist gemäß § 5 Abs. 3 UVPG 
nicht selbständig anfechtbar.

Diese Bekanntmachung ist auch auf der Internetseite des Landratsam-
tes Landkreis Leipzig unter 
http://www.Landkreis-Leipzig.de/Bekanntmachungen.html 
unter Umweltamt einsehbar.

Grimma, 09.06.2026

Tina König, Amtsleiterin Umweltamt

Bekanntmachung  
über die Durchführung einer  
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)
Az.: 10132/106.11/284/19/36/bz
Gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 
(BGBl. I S. 540), geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. De-
zember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348), wird Folgendes bekannt gemacht:
Die Firma Reinwald GmbH beantragte mit den Unterlagen vom 
27.08.2025 die immissionsschutzrechtliche Genehmigung gemäß § 16 
des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vor-
gänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz – BImSchG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I  
S. 123), geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 1. Juni 2026 (BGBl. 
2026 I Nr. 163) zur Erweiterung einer Anlage zur zeitweiligen Lage-
rung von nicht gefährlichen Abfällen, sowie die Errichtung einer Anla-
ge zur sonstigen Behandlung von nicht gefährlichen Abfällen.

Das beantragte Vorhaben bedarf auf Grund der §§ 4 und 16 BImSchG  
i. V. m. § 1 der Vierten Verordnung zur Durchführung des BImSchG 
(Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2017 (BGBl. I  
S. 1440), geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 12. November 
2024 (BGBl. 2024 I Nr. 355) und den Ziffern 8.11.2.4/V, 8.12.2/V und 
8.12.3.2/V des Anhanges 1 zur 4. BImSchV einer immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigung.

Für das Vorhaben ergibt sich aus Ziffer 8.7.1.2 der Anlage 1 des UVPG 
das Erfordernis einer standortbezogenen Vorprüfung gemäß § 7 Abs. 2 
UVPG i. V. m. der Anlage 3 des UVPG. Diese Vorprüfung führte das 
Landratsamt Landkreis Leipzig mit Eröffnung des immissionsschutz-
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